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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschließt nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 
SGB V die Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) zur Konkretisierung der Bewertungsmaß-
stäbe für die Beurteilung von Arbeitsunfähigkeit. Die ärztliche Feststellung von Arbeitsunfä-
higkeit schafft in der Regel die Voraussetzung für den Anspruch von Versicherten auf Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfalle oder Krankengeld.  

Der 121. Deutsche Ärztetag 2018 in Erfurt hat durch Änderung der Muster-Berufsordnung 
(MBO) für Ärztinnen und Ärzte die Möglichkeit einer ausschließlichen Fernbehandlung eröff-
net. In der Folge ist es zu einer sukzessiven Lockerung des Fernbehandlungsverbots in den 
Berufsordnungen der Ärztekammern gekommen. Als Möglichkeit der Kommunikation sieht 
das ärztliche Berufsrecht neben der Videotelefonie auch Telefonate vor. 

Mit Beschluss vom 16. Juli 2020 (BAnz AT 06.10.2020 B1) hat der G-BA den geänderten be-
rufsrechtlichen Vorgaben Rechnung getragen und Regelungen zur Fernbehandlung in die AU-
RL aufgenommen. Als Standard für die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit galt weiterhin die 
unmittelbare persönliche Untersuchung. Für den Einzelfall wurde aber die Feststellung im 
Rahmen der Videosprechstunde ermöglicht. Voraussetzung war, dass ein Kontakt unter per-
sönlicher Anwesenheit bereits vorausgegangen war. Eine ausschließliche Fernbehandlung 
(unbekannter) Patientinnen und Patienten wurde für eine Feststellung der Arbeitsunfähigkeit 
nicht vorgesehen. 

Mit dem Gesetz zur digitalen Modernisierung von Versorgung und Pflege (Digitale-Versor-
gung-und-Pflege-Modernisierungsgesetz – DVPMG) vom 3. Juni 2021 wird der G-BA in einem 
neuen Absatz 4a in § 92 SGB V beauftragt, bis zum 31. Dezember 2021 Regelungen zur Fest-
stellung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der ausschließlichen Fernbehandlung (unbekannte 
Versicherte) in geeigneten Fällen zu beschließen. Bei der Festlegung der Regelungen ist zu 
beachten, dass im Falle der erstmaligen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der 
ausschließlichen Fernbehandlung diese nicht über einen Zeitraum von bis zu drei Kalenderta-
gen hinausgehen und ihr keine Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfähigkeit folgen 
soll. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Mit den Änderungen der AU-RL setzt der G-BA den gesetzlichen Auftrag des DVPMG zur Re-
gelung der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit aufgrund ausschließlicher Fernbehandlung um. 

Wegen der Tragweite der AU-Feststellung für Versicherte insbesondere angesichts der ar-
beits- und sozialversicherungsrechtlichen sowie wirtschaftlichen Bedeutung bedarf es bei der 
Feststellung der Arbeitsunfähigkeit besonderer Sorgfalt (vgl. § 1 AU-RL). Mit Beschluss vom 
16. Juli 2020 hatte daher der G-BA den geänderten berufsrechtlichen Vorgaben für Ärztinnen 
und Ärzte bereits durch die Möglichkeit der AU-Feststellung im Rahmen einer Videosprech-
stunde für bekannte Versicherte Rechnung getragen, hierbei aber weiterhin die unmittelbar 
persönliche Untersuchung durch die für Ärztinnen und Ärzte als Standard definiert. Hinter-
grund war, dass im Rahmen der Fernbehandlung nur eingeschränkte Möglichkeiten für die 
Ärztinnen und Ärzte bei der Untersuchung bestehen, um das Krankheitsbild zu diagnostizie-
ren.  

Die in § 4 Absatz 5 AU-RL aktuell geregelten Voraussetzungen für eine Feststellung der Ar-
beitsunfähigkeit im Rahmen ärztlicher Fernbehandlung wurden nunmehr aufgrund des ge-
setzlichen Auftrags aus dem DVPMG gemäß § 92 Absatz 4a SGB V überprüft und entsprechend 
überarbeitet.  



3 

Zukünftig sieht § 4 Absatz 5 AU-RL nunmehr vor, dass die erstmalige Feststellung der Arbeits-
unfähigkeit auch für Versicherte möglich ist, die der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt o-
der einer anderen Vertragsärztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsaus-
übungsgemeinschaft aufgrund früherer Behandlung nicht unmittelbar persönlich bekannt 
sind. Hierbei ist aber zu beachten, dass die Dauer der festgestellten Arbeitsunfähigkeit einen 
Zeitraum von bis zu drei Kalendertagen nicht überschreiten soll. Die bereits bestehende Mög-
lichkeit der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit für einen Zeitraum von bis zu sieben Kalender-
tagen bleibt darüber hinaus unverändert erhalten. Sie gilt weiterhin für Versicherte, die der 
Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt oder einer anderen Vertragsärztin oder einem anderen 
Vertragsarzt derselben Berufsausübungsgemeinschaft aufgrund früherer Behandlung unmit-
telbar persönlich bekannt sind.  

Der bisherige Absatz 1 Satz 2 definierte für die Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit, dass 
diese nur auf Basis einer unmittelbar persönlichen ärztlichen Untersuchung erfolgen darf. Im 
Zusammenhang mit der Umsetzung des gesetzlichen Auftrags aus dem DVPMG wird der Satz 2 
aus dem Absatz 1 entfernt und dem Absatz 5 vorangestellt und dahingehend inhaltlich ange-
passt, dass nunmehr klargestellt ist, dass in jedem Falle die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit 
einer ärztlichen Untersuchung bedarf, unabhängig davon, ob diese unmittelbar persönlich o-
der mittelbar persönlich stattfindet. Im neuen Absatz 5 Satz 2 wird das bisherige Regel-Aus-
nahme-Verhältnis zwischen unmittelbar persönlicher und mittelbar persönlicher Untersu-
chung dahingehend aufgelöst, dass beide Wege der Untersuchung für die Feststellung einer 
Arbeitsunfähigkeit gleichwertig nutzbar sind.  

Bedurfte es bisher für die Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfähigkeit zwingend ei-
ner vorangegangenen unmittelbar persönlichen Untersuchung durch die Vertragsärztin oder 
durch den Vertragsarzt, kann nunmehr insbesondere bei einfach gelagerten Erkrankungsfällen 
und zur Vermeidung von Infektionen über Wartezimmer1 die Feststellung von Arbeitsunfähig-
keit im Rahmen der Videosprechstunde in Einzelfällen auch im Rahmen einer ausschließlichen 
Fernbehandlung erfolgen. 

Eine weitergehende Vorgabe von geeigneten Fällen, etwa in Form von typischen geeigneten 
Krankheitsbildern für ausschließliche Fernbehandlung, wird weiterhin nicht für erforderlich 
gehalten. Ob die Arbeitsunfähigkeit im Einzelfall im Rahmen der Fernbehandlung hinreichend 
sicher beurteilt werden kann, bleibt vielmehr der ärztlichen Einschätzung entsprechend der 
berufsrechtlichen Vorgaben überlassen. Im Übrigen wird auf die Tragenden Gründe zum Be-
schluss vom 16. Juli 2020 verwiesen, in denen unter Abschnitt 2.3.2.1 beispielhaft Erkrankun-
gen aufgelistet sind, bei denen eine Erstfeststellung einer Arbeitsunfähigkeit im Rahmen einer 
Fernbehandlung in Betracht kommen kann. 

3. Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen Stellungnahmen ausgewertet. Ausgehend hiervon wird Satz 5 
der Position von DKG/PatV im Beschlussentwurf wie folgt geändert (Änderungen sind nach-
folgend mit Unterstreichungen/Streichungen gekennzeichnet):  

„5Die Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Fernbehandlung 
soll bei diesen Versicherten nicht im Rahmen der Fernbehandlung erfolgen.“ 

Darüber hinaus ergaben sich keine Änderungen im Beschlussentwurf.  

                                                      
1 Siehe Gesetzesbegründung zum Entwurf des DVPMG vom 17.03.2021 (Drucksache 19/27652) zu § 92 Absatz 4a 
(neu) SGB V, im Internet abrufbar unter http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/276/1927652.pdf (zuletzt ab-
gerufen am 09.09.2021)  

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/276/1927652.pdf
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Das Stellungnahmeverfahren ist im Anhang zu den Tragenden Gründen dokumentiert. 

4. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informations-
pflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dementspre-
chend keine Bürokratiekosten. 

 

5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

03.06.2021  Digitale-Versorgung-und-Pflege-Modernisierungsgesetz 
(DVPMG) – Beauftragung des G-BA zur Regelungen der Fest-
stellung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der ausschließli-
chen Fernbehandlung in geeigneten Fällen 

15.07.2021 G-BA Einleitung des Beratungsverfahrens 

22.09.2021 UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor ab-
schließender Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 
VerfO)  

10.11.2021 UA VL Würdigung der schriftlichen Stellungnahmen, Abschluss der 
vorbereitenden Beratungen  

19.11.2021 G-BA Abschließende Beratungen und Beschlussfassung 

07.01.2022  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Abs. 1 SGB V erfor-
derlichen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit 

18.01.2022  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

19.01.2022  Inkrafttreten 

 

 

Berlin, den 19. November 2021 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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Anhang – Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

1. Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat in Delegation für das Plenum nach § 3 Absatz 1 Satz 
2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung des G-BA (VerfO) in 
seiner Sitzung am 22. September 2021 beschlossen, ein Stellungnahmeverfahren nach § 91 Absatz 5 
SGB V sowie § 91 Absatz 5a SGB V vor seiner Entscheidung über eine Änderung der Arbeitsunfähig-
keits-Richtlinie einzuleiten. Der Bundesärztekammer, der Bundeszahnärztekammer sowie dem Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit wurde Gelegenheit gegeben, in-
nerhalb einer Frist von drei Wochen zur beabsichtigten Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie 
Stellung zu nehmen. Den angeschriebenen Organisationen wurden anlässlich der Beschlussfassung 
des G-BA zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens auch die Tragenden Gründe als Erläuterung 
übersandt. Die Stellungnahmefrist endete am 14.Oktober 2021. 

2. Eingegangene schriftliche Stellungnahmen 

Die eingegangenen Rückmeldungen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur Ab-
gabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie entsprechende Eckdaten zum Eingang und zur 
Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Organisation Eingang SN Bemerkungen 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit (BfDI) 

11.10.2021  

Bundesärztekammer (BÄK) 14.10.2021  

Bundeszahnärztekammer (BZÄK) 21.10.2021 Verzicht auf Abgabe 
einer Stellungnahme 

 

Von folgender Organisation ohne Stellungnahmerecht im Rahmen der AU-RL wurde unaufgefordert 
eine Stellungnahme eingereicht: 

Organisation Eingang SN Bemerkungen 

Spitzenverband Digitale Gesundheitsversorgung e.V. 
(SVDGV) 

11.10.2021 Stellungnahme wurde 
unaufgefordert einge-
reicht 
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3. Unterlagen zum Stellungnahmeverfahren 

3.1 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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3.2 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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3.3 Darstellung der Änderungen im Fließtext zum Stellungnahmeverfahren 
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4. Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

4.1 Stellungnahmen stellungnahmeberechtigter Organisationen 

 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

1.  BfDI Im Hinblick auf die Anpassung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie empfehle ich, § 4 Abs. 
5 des Entwurfs der AU-RL folgendermaßen zu ergänzen: 
„Soweit die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit im Wege einer Videosprechstunde er-
folgt, sind die Vorgaben der Anlage 31b zum Bundesmantelvertrag-Ärzte (BMV-Ä) über 
die Anforderungen an die technischen Verfahren zur Videosprechstunde gemäß § 365 
Absatz 1 SGB V zu beachten.“ 
Durch diese Klarstellung werden die Ärzte noch einmal hinsichtlich der Voraussetzun-
gen zum rechtmäßigen Einsatz der Videosprechstunde sensibilisiert. 

Die Aufnahme einer solchen Klarstellung in die 
Richtlinie ist nicht erforderlich, da die Regelun-
gen des BMV-Ä davon unabhängig gelten und als 
bekannt vorausgesetzt werden können. Daher 
wird eine solche Aussage, wie auch in anderen 
Richtlinien des G-BA, nicht aufgenommen. Dem 
Vorschlag wird nicht gefolgt. 
 

Keine Ände-
rung 

2.  BÄK Feststellung der Arbeitsunfähigkeit in ausschließlicher Fernbehandlung 
„Goldstandard“ ärztlichen Handelns ist im Grundsatz die persönliche Beratung und Be-
handlung. Besondere Bedeutung liegt im unmittelbaren Arzt-Patienten-Kontakt, in der 
Gesamtwahrnehmung, der verbalen und nonverbalen Kommunikation. Neben Anam-
nese und Beratung sind im unmittelbaren Kontakt Untersuchung und Behandlung di-
rekt möglich. 
Eine mögliche ausschließliche Fernbehandlung weiterhin im Einzelfall unter Einhaltung 
der Vorgaben und Beachtung der Sorgfaltspflicht nach §§ 7 Abs. 4, 25 S.1 MBO-Ä von 
den Vertragsärztinnen und Vertragsärzten zu prüfen. Dies gilt auch für die Feststellung 
einer Arbeitsunfähigkeit. 
Digitale Techniken sollen die ärztliche Tätigkeit unterstützen und erleichtern. Die Öff-
nung für telemedizinische Versorgung entspricht dem digitalen Fortschritt und den zu-
nehmenden bzw. hohen digitalen Kompetenzen zumindest von großen Teilen der Be-
völkerung. Die digitalen Angebote haben sich aus medizinischer und organisatorischer 
Notwendigkeit seit Beginn der Pandemie deutlich weiterentwickelt. 
Im Rahmen der Corona-Sonderregelungen wurde aus organisatorischen und hygieni-
schen Gründen die Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie des G-BA geändert, sie ist bis 
31.12.2021 gültig. Aktuell können im Rahmen ausschließlicher Fernbehandlung bislang 

Kenntnisnahme Keine Ände-
rung 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

unbekannte Versicherte auch telefonisch bei leichten Infektionen der oberen Atem-
wege eine Bescheinigung über die Feststellung von Arbeitsunfähigkeit von bis zu sieben 
Tagen erhalten. Diese kann im Einzelfall mittelbar telefonisch einmalig um weitere sie-
ben Tage verlängert werden. 
Der Gesetzgeber sieht nun unabhängig von der Pandemie vor, dass im Falle der erst-
maligen Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit in ausschließlicher Fernbehandlung „… 
diese nicht über einen Zeitraum von bis zu drei Kalendertagen hinausgehen und ihr 
keine Feststellung des Fortbestehens einer Arbeitsunfähigkeit folgen soll“. Hier ergibt 
sich keine wesentliche Veränderung für Versicherte, die häufig erst am dritten Tag der 
Erkrankung gerade bzgl. einer möglichen Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit über 
drei Tage hinaus eine ärztliche Konsultation in Anspruch nehmen. Diese Konsultation 
wird dann in der Regel wieder im unmittelbaren Kontakt erfolgen müssen.  
Die Bundesärztekammer hat sich in ihrer Stellungnahme vom 11.06.2020 „zum Be-
schlussentwurf des G-BA über eine Änderung der Richtlinie über die Beurteilung der 
Arbeitsunfähigkeit … nach § 92 Abs. 1 S. 2:  Ärztliche Fernbehandlung …“ für eine video-
gestützte Sprechstunde inklusive möglicher Erstfeststellung einer bis zu sieben-kalen-
dertägigen Arbeitsunfähigkeit ausgesprochen. Dieser sollte keine weitere Feststellung 
einer Arbeitsunfähigkeit in Fernbehandlung folgen. Eine Feststellung der Arbeitsunfä-
higkeit allein mittels Chatbefragung oder Online-Fragebögen soll ausgeschlossen wer-
den. 

3.  Die geplante Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie bleibt auch aufgrund der ge-
setzlichen Vorgaben damit bedauerlicherweise hinter der Empfehlung der Bundesärz-
tekammer zurück. Für Vertragsärztinnen und Vertragsärzte ist es sinnvoll, selbst zu ent-
scheiden und abzuwägen, welches Kommunikations-Medium für die mittelbare Unter-
suchung hin-reichend ist oder ob ein unmittelbarer Kontakt zwingend erforderlich ist. 

Kenntnisnahme 
Die gesetzliche Vorgabe ist für den G-BA ver-
bindlich. 

Keine Ände-
rung 

4.  Telemedizinische Behandlung inklusive Feststellung der Arbeitsunfähigkeit bei der 
Vertragsärztin/dem Vertragsarzt, einer anderen Vertragsärztin oder einem Vertrags-
arzt derselben Berufsausübungsgemeinschaft aufgrund früherer Behandlung unmit-
telbar persönlich bekannter Versicherter 
Telemedizinische Möglichkeiten der mittelbaren Kommunikation zur Ergänzung und Er-
weiterung ärztlicher Behandlungsoptionen inklusive möglicher Feststellung der Ar-
beitsunfähigkeit werden von der Bundesärztekammer ausdrücklich begrüßt. Momen-
tan ist der Einsatz auf eine Videosprechstunde begrenzt. 

DKG/PatV: Kenntnisnahme 
GKV-SV/KBV/KZBV: Neue Argumente, die zu ei-
ner anderer Positionierung führen, werden hier 
nicht vorgebracht (siehe Argumentation zur Po-
sition in den Tragenden Gründen). 

Keine Ände-
rung 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

Benachteiligung erfahren Versicherte, die bzgl. Videosprechstunden technikfern leben 
wollen oder müssen. Zu fordern ist daher in der Fernbehandlung auch eine telefonische 
Sprechstunde. 

5.  Pragmatische Regelungen, die Vertragsärztinnen und Vertragsärzten Spielraum für 
mögliche Einzelfallentscheidungen geben, sind geeignet, passende individuelle Lösun-
gen zu finden. Die konkreten Anforderungen in den Ausführungen der DKG/PatV wer-
den von der Bundesärztekammer als unübersichtlich und wenig praxisnah gesehen. 
Die Bundesärztekammer spricht sich für den Einsatz einer Videosprechstunde und für 
eine telefonische Sprechstunde in der Fernbehandlung bekannter Versicherter inklu-
sive einer möglichen Feststellung von Arbeitsunfähigkeit von bis zu sieben Tagen aus. 
Versicherte sollen im Fall einer Feststellung von fortbestehender Arbeitsunfähigkeit bei 
derselben Erkrankung für diese auch eine unmittelbar persönliche Untersuchung erhal-
ten. Es sollte im Ermessen des Vertragsarztes/der Vertragsärztin liegen, ob die weitere 
Feststellung von Arbeitsunfähigkeit hinreichend im Wege einer telefonischen Sprech-
stunde oder Videosprechstunde im Einzelfall ermittelt werden kann. 

DKG/PatV: Kenntnisnahme der Zustimmung; 
Eine Begründung, weshalb die Regelung als we-
nig praxisnah und unübersichtlich angesehen 
wird, wurde nicht gegeben. 

Keine Ände-
rung 

6.  Die BÄK schlägt daher vor, § 4 Absatz 5 AU-RL wie folgt zu fassen:  
[Hinweis: inhaltliche Änderungen im Vergleich zur Formulierung der Position von 
DKG/PatV wurden vom G-BA durch Streichung/Unterstreichung zur besseren 
Nachvollziehbarkeit kenntlich gemacht] 

1Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit darf nur auf Grund einer ärztlichen Untersu-
chung erfolgen. 2Diese erfolgt unmittelbar persönlich oder mittelbar persönlich im 
Wege einer Videosprechstunde oder telefonischen Sprechstunde (Fernbehandlung). 
3Eine Feststellung der Arbeitsunfähigkeit auf Grund einer mittelbar persönlichen Unter-
suchung im Rahmen einerder Fernbehandlung kann nur erfolgen, wenn die Erkrankung 
dies nicht ausschließt. 
4Für Versicherte, die der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt oder einer anderen Ver-
tragsärztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsausübungsgemeinschaft 
aufgrund früherer Behandlung nicht unmittelbar persönlich bekannt sind, soll im Fall 
einer Videosprechstunde die erstmalige Feststellung einerder Arbeitsunfähigkeit über 
einen Zeitraum von bis zu drei Kalendertagen nicht hinausgehen; eine Feststellung der 
Arbeitsunfähigkeit im Rahmen einer telefonischen Sprechstunde ist für diese Versicher-
ten nicht zulässig. 5Die Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfähigkeit im Rah-
men der Fernbehandlung soll bei diesen Versicherten nicht im Rahmen der Fernbehand-
lung erfolgen. 

DKG/PatV: 
Folgende Änderung wird in Satz 5 der Position 
von DKG/PatV im Beschlussentwurf vorgenom-
men: 
„5Die Feststellung des Fortbestehens der Arbeits-
unfähigkeit im Rahmen der Fernbehandlung soll 
bei diesen Versicherten nicht im Rahmen der 
Fernbehandlung erfolgen.“ 
 
[Zum Formulierungsvorschlag des Satzes 7 der 
Position von DKG/PatV:] 
Im Übrigen wird dem Formulierungsvorschlag 
nicht gefolgt, denn mit dieser Formulierung fehlt 
ein wesentlicher Teil der Regelung für Patientin-
nen und Patienten, die dem Vertragsarzt/der 
Vertragsärztin/der Arztpraxis schon aufgrund 
früherer Behandlung persönlich bekannt sind. 
Die Formulierung von DKG und PatV zielt gerade 

Satz 5 zur 
Position 
DGK/PatV 
wird wie ne-
benstehend 
geändert. 
 



21 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

6Sind Versicherte der Vertragsärztin oder dem Vertragsarzt oder einer anderen Ver-
tragsärztin oder einem anderen Vertragsarzt derselben Berufsausübungsgemeinschaft 
aufgrund früherer Behandlung hingegen unmittelbar persönlich bekannt, kann eine 
erstmalige Feststellung der Arbeitsunfähigkeit im Wege einerder Fernbehandlung für 
einen Zeitraum von bis zu sieben Kalendertagen erfolgen. 
7Bei diesen Versicherten ist Die Feststellung des Fortbestehens der Arbeitsunfähigkeit 
im Rahmen der Fernbehandlung soll nur erfolgen, wenn bei der oder dem Versicherten 
bereits zuvor aufgrund unmittelbar persönlicher Untersuchung oder mittelbar persön-
lich aufgrund einer Videosprechstunde durch die Vertragsärztin oder den Vertragsarzt 
Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit festgestellt worden ist. 8Sofern der Ver-
tragsärztin oder dem Vertragsarzt eine hinreichend sichere Beurteilung der Arbeitsun-
fähigkeit im Rahmen der Fernbehandlung nicht möglich ist, ist von einer Feststellung 
der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Fernbehandlung abzusehen und auf die Erforder-
lichkeit einer unmittelbar persönlichen Untersuchung durch eine Vertragsärztin oder ei-
nen Vertragsarzt zu verweisen. 9Die oder der Versicherte ist im Vorfeld der Fernbehand-
lung über die eingeschränkten Möglichkeiten der Befunderhebung zum Zweck der Fest-
stellung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Fernbehandlung aufzuklären. 10Ein An-
spruch auf die Feststellung dereiner Arbeitsunfähigkeit im Rahmen dereiner Fernbe-
handlung besteht nicht. 

darauf ab, bei dieser Gruppe von Patienten eine 
fortgesetzte Feststellung der AU durch Video-
sprechstunde zu ermöglichen, auch wenn die 
erstmalige Feststellung bei diesen Patienten be-
reits im Rahmen einer Videosprechstunde er-
folgt ist. 
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4.2 Organisation ohne Stellungnahmerecht  

Die folgende Organisation ohne Stellungnahmerecht hat unaufgefordert eine Stellungnahme abgegeben: 

 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

7.  Spitzenver-
band Digitale 
Gesundheits-
versorgung 
e.V. (SVDGV 
e.V.) 

a) Der Gesetzgeber fordert, „insbesondere bei einfach gelagerten Erkrankungsfällen 
und zur Vermeidung von Infektionen über Wartezimmer die Feststellung von Arbeits-
unfähigkeit im Wege einer ausschließlichen Fernbehandlung“ zu ermöglichen. 

Bei der Beschlussfassung von „geeigneten Fällen“ i.S.d. § 92 Abs. 4a S. 1 SGB V ist dem-
entsprechend zwischen „einfach gelagerten Erkrankungsfällen“ und Fällen „zur Vermei-
dung von Infektionen über Wartezimmer“ zu unterscheiden (zwei Fallgruppen). 

b) Der SVDGV versteht unter „einfach gelagerten Erkrankungsfällen“ insbesondere sol-
che hausärztlichen und internistischen Erkrankungen, die z.B. im Pilotprojekt „Sächsi-
sches Fernbehandlungsmodell“ als mögliche Fälle von ausschließlicher Fernbehandlung 
vorgesehen sind und bei denen anerkannt ist, dass die berufsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Erbringung von ausschließlicher Fernbehandlung (§ 7 Abs. 4 MBO-Ä) erfüllt 
sind. 

Dazu zählen u.a. folgende Krankheitsbilder, die im Pilotprojekt „Sächsisches Fernbe-
handlungsmodell“ ausdrücklich erwähnt sind (vgl. Pressemitteilung vom 16.04.2021): 

• Erkältungen, 
• grippale Infekte, 
• Fieber, 
• Schnupfen, 
• Halsschmerzen, 
• Ohrenschmerzen, 
• Hautausschlag, 
• Rötung, 
• Sonnenbrand oder Sonnenallergie, 
• Magen- und Darmbeschwerden, 
• stressbedingte Krankheitszeichen wie Schlafstörungen, 

Kenntnisnahme 
Die Abbildung einer Aufzählung wird als nicht er-
forderlich angesehen (siehe Tragende Gründe). 
 

Keine Ände-
rung 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

• Übelkeit/Erbrechen, sowie 
• bei Befall von Läusen oder Würmern. 

c) Zu den Fällen „zur Vermeidung von Infektionen über Wartezimmer“ zählen aus Sicht 
des SVDGV insbesondere folgende Situationen: 

• Infektionserkrankungen der oberen Atemwege (Sinusitis, Pharyngitis,) 
• Infektionserkrankungen der unteren Atemwege (Laryngitis, Bronchitis, Pneu-

monie) 
• Keratokonjunktivitis 
• Varizelleninfektionen 
• Herpesinfektionen 
• Skabiesinfektionen 

d) Grundsätzlich sollten in der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie sämtliche Fallgruppen als 
für die Ausstellung von Arbeitsunfähigkeits-Bescheinigungen im Wege von ausschließ-
licher Fernbehandlung „geeignet“ erfasst werden, bei denen vorstellbar ist, dass die 
berufsrechtlichen Kriterien des § 7 Abs. 4 MBO-Ä im Einzelfall erfüllt werden können. 
Das betrifft solche Fälle, bei denen die Durchführung von ausschließlicher Fernbehand-
lung „ärztlich vertretbar“ ist und die „erforderliche ärztliche Sorgfalt insbesondere 
durch die Art und Weise der Befunderhebung, Beratung, Behandlung sowie Dokumen-
tation gewahrt“ werden kann. Insoweit ist ein Gleichlauf zwischen der berufsrechtli-
chen Regelung zur Durchführung von ausschließlicher Fernbehandlung (§ 7 Abs. 4 
MBO-Ä) und den Regelungen zur Ausstellung von Arbeitsunfähigkeits-Bescheinigungen 
herzustellen. Dies wird auch in der einschlägigen medizinrechtlichen Literatur zurecht 
gefordert (vgl. z.B. Braun, GesR 2018, 409, 411 ff.; Hahn in: Schiller, Kommentar zum 
gemeinsamen BMV-Ä, 2. Aufl. 2021, Anhang 2, Rn. 66; Hahn, ZMGR 2018, 279, 282). 
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5. Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen 
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6. Verzicht auf mündliche Stellungnahmen 

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgege-
ben, haben auf die für den 10. November 2021 vorgesehene Anhörung verzichtet.  
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